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Expedition: Herrenſtraße M 20. 
Außerdem übernehmen alle Poſt⸗Anſtalten 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche in fünf 
Tagen zweimal, Sonntag und Montag einmal 

ö erſcheint. 


Itilung. 


Bierteljähriger Abonnementspreis 
in Breslau 2 Thaler, außerhalb incl. Porto 
2 Thlr. 11 ½ Sgr. Inſertionsgebühr für den 
Raum einer fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 
1% Sgr. 


Emm 


Donnerstag den 10. Februar 1859. 
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Telegraphiſche Nachrichten. h 
Dresden, 9. Februar. Nach aus Neapel eingegangenen telegraphiſchen 


Nachrichten iſt Ihres k. k. Hoheit die Frau Erbgroßherzogin Anna von Tos⸗ 


kana daſelbſt ſeit einigen Tagen an einem rheumatiſch⸗gaſtriſchen Fieber erkrankt. 
Am 6. Februar empfing die durchlauchtigſte Prinzeſſin auf eigenes Verlangen 
das heilige Abendmahl. Nach den letzten Nachrichten von geſtern Nachmittag 
war die Krankheit eine ſchwere, jedoch obne Zeichen tieferer Ergriffenheit der 
Organe; Kopf, Athem und Magen waren frei, die Kräfte erhielten ſich. 

Die hier für heute Abend ſtattgefundenen Einladungen zum Hofball find 
bereits abbeſtellt worden. Dr. J.) 

Wiesbaden, 9. Februar. In der geſtrigen Sitzung der vereinigten Kam⸗ 
mern ſtellte der Abgeordnete Rau den Antrag, die Regierung möge dem dieſſeiti⸗ 
gen Bundestegsgeſandten in Betreff eines Pferdeausfuhrberbots Inſtruktionen 
ertheilen. Der Antrag, für welchen auch Prinz Nikolaus ſtimmte, wurde ein⸗ 
ſtimmig angenommen. Der Regierungs⸗Kommiſſär erklärte, die Regierung 
werde das Erforderliche verfügen. 

Die beurlaubten Militärs des Handwerkerſtandes ſind einberufen worden. 

Paris, 8. Februar. Die erſte Sitzung der Legislativen hat heute ſtattge⸗ 
funden. In der Anrede des Präſidenten derſelben, Grafen Morny, heißt es 
unter Anderem, er wolle von den Arbeiten der Legislative ſprechen, aber dieſe 
kalte Analyſe ſcheine ihm nicht an der Zeit zu fein, indem die Deputirten ſich 
noch zu ſehr unter dem Eindrucke der Rede des Kaiſers befänden. Er for⸗ 
dere die Deputirten auf, dem Kaiſer unbegrenztes Vertrauen zu zeigen. raf 
Morny ſagte ferner: Laſſen Sie uns Vertrauen zu dem Kaiſer haben, welcher 
hofft, daß der Frieden nicht geſtört werden wird; er fügte hinzu, daß auch 
andere Betrachtungen die Beunruhigungen zerſtreuen müſſen, und drückte die 
Hoffnung aus, daß die Diplomatie oder ein ſchiedsrichterlicher Spruch, durch die 
ſechſte Macht, das heißt die öffentliche Meinung unterftügt, die Schwie⸗ 
rigkeiten ebnen werde. Die öffentliche Meinung könne zwar zuweilen auf Ab⸗ 
wege gerathen, aber ſie ſtelle ſich doch endlich immer auf die Seite des Rechts, 
der Humanität und der Gerechtigkeit. Schließlich jagt Graf Morny: Laſſen Sie 
uns hoffen, daß bei den gegenwärtigen Verhältniſſen die großmüthigen Ideen der 
loyalen und uneigennützigen Abſichten des Kaiſers ihren Weg in der Welt finden 
werden und daß jie durch die Sympathie der Völker adoptirt, und durch das An- 
ehen der Souveräne unterſtützt, dahin gelangen werden, auf friedlichem Wege 
alle ſchwierigen Fragen zu löſen. Die Zutunſt ſei, welche ſie wolle, laſſen Sie 
uns wie in der Vergangenheit handeln, laſſen Sie uns nur unſern Patriotis⸗ 
mus zu Rathe ziehen und uns enger um den Thron ſchaaren. Abfall und 
Schwäche retten niemals weder das Land, noch die Perſon. Unſere entſchloſſene 
Unterſtützung wird dem Kaiſer mehr Autorität zu Unterhandlungen verleihen, 
wie ſie ihm nöthigenfalls mehr Kraft zum Siegen geben würde. 

Die „Patrie“ dementirt die „Independance“ und den „Nord“ indem ſie er⸗ 
Härt, daß das Conſeil des Kaiſers und die Großwürdenträger mit der Politit 
18 Kaiſers übereinjtimmen, und daß die Broſchüre „Napoleon III. und Ita⸗ 
ien“ die en der Regierung ausdrücke. 8075 

Paris, 9. Februar. Die neueſte Nummer der „Patrie“ dementirt die An⸗ 
gaben der „Independance belge“ und des „Nord“ von einem angeblichen Zwie⸗ 
ſpalte zwiſchen der Politit des Kaisers und der feiner Miniſter; ſie erklärt, das 
Kabinet des Kaiſers und die höchſten Staatsbeamten verſolgten 
die nämliche Politik wie der Kaiſer ſelbſt, und die Broſchüre: 
zaabokeon III. und Italien“ drücke die Anſicht der Regierung 
aus. 


Marſeille, 7. Februar. Die Vermählung des Kronprinzen von Neapel 
mit der Prinzeſſin Marie von Baiern hat am 3. Februar in Bari ftattgefuns 
den. Die großherzogliche Familie von Toskana wohnte in Neapel einem Le 
Deum aus Anlaß dieſes frohen Ereigniſſes bei. Ihre Rückkehr nach Florenz 
wurde am 15. Februar erwartet. 


Preuſ en. 


Landtags⸗Verhandlungen. 

L. C. C. Eilfte Sitzung des Hauſes der Abgeordneten, Präſt⸗ 
dent Graf Schwerin eröffnet die Sitzung um 11, Uhr. Am Miniſter⸗ 
Tiſche: Flottwell, v. Bonin, Simons, v. Patow, v. Bethmann⸗Hollweg, von 
Auerswald, Graf Pückler, v. d. Heydt. Die Tribünen find dicht beſetzt. 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Berathung über die bereits er⸗ 
wähnte Petition von Friedrich Borchardt und Gen. zu Oplawiec bei Bromberg 
wegen verweigerter Ertheilung eines Bauconſenſes ie Gründung einer Anſie⸗ 
delung auf ihren Parzellen. Die Commiſſion hat Ueberweiſung an das Mini- 

erium zur Berückſichtigung beantragt. 

Abg. v. Schleinitz (Chobzielen) für einfache e 

Es ſeien ſeit 1848 im bromberger Regierungs⸗Bezirke viele Anſiedelungen 
entſtanden, bei deren Anlegung die geſetzlichen Vorſchriften nicht ſtreng inne⸗ 
gehalten worden ſeien. Dies . zu Beſchwerden der größeren Grundbeſitzer 


Waldungen, dem Intereſſe der 


und namentlich der Provinzial⸗Feuer⸗Societäts⸗Direktion zu Poſen geführt. 
Die bereits unter den Augen der Behörden entſtandenen Anſiedelungen habe 
man natürlich beſtehen laſſen, ſei aber dann bei der Ertheilung von Baucon⸗ 
ſenſen von einem beſtimmten Termine an ſtrenger geworden. Dergleichen ein⸗ 
ſamliegende Anſiedelungen ſeien ſowohl der Landeskultur und der Geſittung 
nachtheilig, als auch polizeilich ſchwer zu überwachen. Er habe einmal (als 
Regierungs⸗Präſident zu Bromberg) eine in ſolchen einſamen Anſiedelungen 
hauſende Diebesbande aufgehoben; ein Förfter ſei durch Holzdiebe ermordet 
worden; im Kreiſe Bromberg, der 27 Quadratmeilen und 70,000 Einwohner 
habe, ſeien nur 10 Gensdarmen. Die Anſiedelung, um welche es ſich hier 
handle, liege 4 Meilen von Bromberg entfernt, am Waldesſaum eines königl. 
Forſts, der dadurch Holzdiebſtählen ausgeſetzt ſei. : 

Abg. Lette (für den Komm.⸗Antrag) ſchildert die ſegensreichen Folgen der 
Dismembration, geht namentlich auf die Coloniſationen Friedrichs des Großen 
zurück. Durch die Dismembration würden den größern Grundbeſitzern Arbeits⸗ 
kräfte geliefert, über deren Mangel ſo häufig geklagt werde. Es gebe Arbeiter 
genug; man müſſe ihnen nur nicht ihre bürgerlichen Freiheiten beſchränken. 
Die Zunahme der Auswanderung in den letzten Jahren ſei in vielen Fällen 
durch die Beſchränkungen von Ehre und Recht der Staatsbürger, namentlich in 
den Pole der Reaktion, veranlaßt worden. Es möge zugegeben werden, daß 
die „Polizei⸗Aufſicht“ bei ſolchen Anſiedlungen ſchwierig ſei; die gutsherrliche 
Polizei habe aber auch häufig zu einer argen Unterdrückung geführt, bisweilen 
ſogar in der Abſicht, durch dergleichen Bedrückungen und durch Verweigerung 
des Baukonſenſes die Anſiedler zur Veräußerung ihrer Parzellen an die Guts⸗ 


4 berrſchaft zu veranlaſſen. Der Redner führt endlich aus, das Geſuch der Pe⸗ 


tenten 5 auch geſetzlich, nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. Januar 
1845, begründet. 

Reg.⸗Kommiſſar (Reg.⸗Aſſeſſor v. Wolff): Es werde anerkannt, daß im 
vorliegenden Falle das Geſetz von den Verwaltungsbehörden richtig angewendet 
ſei; dadurch unterſcheide ſich die gegenwärtige Petition von derjenigen, welche 
in der letzten Sitzung des Hauſes berathen worden ſei; nur wende man ein, 
das Geſetz ſei zu ſtreng angewandt. Das ſei aber nicht der Fall; da das In⸗ 
tereſſe der Petenten dem Privat⸗Intereſſe der Eigenthümer der benachbarten 
emeinden, welche für verarmte Einſaſſen zu 
ſorgen hätten, endlich dem öffentlichen Intereſſe nachſtehen müſſe. Die Regie⸗ 
a Uebergang zur Tagesordnung. ; 

iniſter des Innern: Es ſei doch bedenklich, formell begründete Ver: 
fügungen der Behörden durch Beſchluß des Hauſes aus Billigkeitsgründen ge⸗ 
W aufzuheben; dadurch würde bei den Behörden Unſicherheit ent⸗ 
ſtehen. Deshalb wurde in dieſem ſpeziellen Falle die Tagesordnung beantragt. 
(Bravo links.) 

Finanz⸗Miniſter: Die Beſitzungen der Petenten ſeien nahe bei einem 
königlichen Forſt gelegen und die Forſtverwaltung habe ebenfalls gegen die Er⸗ 
theilung des Bauconſenſes an die Petenten proteſtirt; deshalb nehme auch er 
Veranlaſſung zu einigen Worten. Die Wohlthätigkeit neuer Coloniſationen, 
welche von dem Abg. Lette geſchildert worden ſei, werde nicht verkannt; was 
aber insbeſondere die Solonitation Friedrichs des Großen anlange, ſo ſeien zwar 
in manchen Gegenden dabei glänzende Reſultate erzielt worden, aber doch nur 
in Gegenden mit reichem Boden, wie in den Niederungen der Weichſel, Oder, 
Warthe, Netze, Havel; auf ſchlechtem, ehemaligen Sand⸗ und Waldboden ſeien 
dug h die Colonien zum Theil bereits eingegangen, zum Theil kämen ſie dort 
nur 
nicht zugegeben werden. In einzelnen Fallen kämen zwar Mißgriffe der Ver⸗ 
waltungsbehörden vor; dieſe geriethen aber durch ſolche Beſchlüſſe des Hauſes, 
wie die Petenten verlangen, in eine unſichere und ſchlimme Lage. (Bravo links. 
Wenn den Behörden der Vorwurf gemacht werde, daß ſie erſt den Dismem⸗ 
brationskonſens ertheilt, nachher aber den Bauconſens verweigert hätten, ſo ſei 
das nicht richtig; denn ein Dismembrationsconſens exiſtire gar nicht, und die 
Wiedereinführung eines ſolchen Conſenſes werde von der Commiſſion doch nicht 
beantragt, würde auch ein gewaltiger Rückſchritt ſein. (Bravo links.) Die Be⸗ 
hörde erfahre von der Parzellirung nicht früher etwas, als bis der Bauconſens 
nachgeſucht werde; ſie ſei daher gar nicht in der Lage, über die beabſichtigte 
Anſiedelung ſich früher zu äußern. 

v. Wedell (Erfurt). Er müſſe die Verwaltungsbehörden gegen den ihnen 
vom Abg Lette gemachten Vorwurf verwahren, ſie hätten tendenziös, d. h. pflicht⸗ 
widrig gehandelt; dergleichen Vorwürfe müßten wenigſtens durch Thatſachen 
bewieſen werden. (Bravo links.) Schließlich äußert ſich der Redner über die 
nachtheiligen Folgen der Dismembration, durch welche in ſeiner Provinz bereits 
700 Bauernhoͤfe verſchlungen worden ſeien. 

Abg. Fliegel ſpricht unter großer Unruhe des Hauſes, die ſich zuletzt fo 
ſteigert, daß er nicht mehr zu verſtehen iſt, für den Commiſſions⸗Antrag. Er 
führt aus, die gegen die Erkheilung des Bauconſenſes erhobenen Proteſte ſeien 
nicht begründet, nimmt die Petenten gegen den ihnen indirekt gemachten Vor⸗ 
wurf des Holzdiebſtahls in Schutz, und iſt der Anſicht, gerade durch die Er⸗ 
an folder Anſiedelungen werde dem Mangel an ländlichen Arbeitskräften 

eholfen. 

Nach einigen perſönlichen Bemerkungen der Abgeordneten Lette, der ſich 
gegen den Vorwurf verwahrt, er habe den Verwaltungsbehorden ein tendenzid- 
es Verfahren nachgeſagt, und v. Reibnitz ſpricht noch der Berichterſtatter 
Abg. v. Sänger für den Kommiſſionsantrag. 

Eine eigentliche Rechtsverletzung liege zwar nicht vor; 
ähnliche Fälle, in denen das formelle Hecht den Petenten nicht zur Seite ge⸗ 
ſtanden, dem Hauſe vorgelegen und Berüdfichtigung gefunden. Das Verfah⸗ 
ren der Verwaltungsbehörden ſei im Weſentlichen nichts Anderes, als eine Be⸗ 
ſchränkung der Parzellirungen; dergleichen Beſtrebungen ſeien namentlich in 
den letzten Jahren verfolgt worden. Wenn man Abe durch ſolche neue 
Anſiedelungen werde die polizeiliche Ueberwachung erſchwert, ſo müſſe einge⸗ 
wendet werden, daß die polizeiliche Ueberwachung durch jede Vermehrung der 
Bevölkerung erſchwert werde. > { 

Bei der Abſtimmung wird die Tagesordnung mit ſehr bedeutender Majo⸗ 
rität angenommen. 

Die Petition von Grundbeſitzern der Dorfſchaft Krakau bei 9 l 
wegen voller Entſchädigung für Abbruch von Gebäuden auf Befehl und Auf⸗ 
hebung der im Rayon⸗Regulativ vom 10. September 1828 enthaltenen Be: 
ſchränkungen bei Neubauten und Reparaturen — will die Kommiſſion der Re⸗ 
gierung zur Verückſichtigung überweiſen. 

Der Kriegsminiſter: Ich möchte den Petenten gerne entgegenkommen. 
ch weiß aber nicht wie. Der Staat braucht Feſtungen, Feſtungen im Rayon. 
in Ravon braucht ein Geſetz über feine Ausdehnung. Unſer Geſetz über die 
Einrichtungen der Nayons it nicht ſtrenger als in andern Ländern. Ich will 
nicht leugnen, daß eine Vergrößerung für Gewerbtreibende manches Zeitrau⸗ 
bende und Beſchränkende hat. Für die Beſitzer, die vor Erlaß des Rabon⸗Re⸗ 
gulativs von 1828 ihre Grundſtücke in dem Rayon hatten, oder zu demſelben & 
ogen worden, wird einer Entſchädigung nachden Geſetzen gewährt, falls ihre Ge⸗ 

äude in einer Belagerung zerſtört werden. So iſt namentlich nach den Frie⸗ 

densſchlüſſen von 1813 und 1814 verfahren worden. Dagegen ift denjeni⸗ 
gen, welche nach der Emanation des Ravon⸗Regulativs ſich anſiedeln, der zu 
unterzeichnende Revers bekannt. Der Staat kann dieſes Reverſes nicht entbeh⸗ 
ren, weil ſonſt die von ihm zu leiſtende Entſchädigung zu groß werden würde. 
Wenn die Petenten nur einige ſpezielle Fälle der ihnen ne Beſchrän⸗ 
kung angegeben hätten, ſo würde ich gerne begründeten Beſchwerden, ſo weit 
es möglich, Abhilfe gewährt haben. Da nun die Petenten in der Allgemein: 
heit gegen das Geſetz ſich richten und die ſtaatlichen und finanziellen Intereſſen 
ganz außer Acht laſſen, ſo bitte ich über dieſe Petition zur Tagesordnung 
überzugehen. 

Abg. v. Kneſebeck beantragt Uebergang zur Tagesordnung. 


doch hätten ſchon 


ehr ſchlecht fort. Daß das Geſetz rigorös angewendet worden ſei, könne 


Der Vicepräſident Reichenſperger übernimmt hierauf den Vorſitz. 

Abg. v. Bonin (Genthin): Ich ſtimme für den Kommiſſ⸗Antrag. Der 
Kriegsminiſter hat Recht, daß denjenigen, welche ſich nach Emanation des Ra⸗ 
von⸗Regulativs im Rayon angeſiedelt und die Beſtimmungen deſſelben kennen 
mußten, keine Entſchädigung gebührt. Wenn Gewerbtreibende ſich jetzt nahe 
der Stadt anſiedeln, müſſen fie auch die Folgen tragen. Wenn aber ein Dorf 
wie Krakau, das ſo alt wie die Stadt Magdeburg, vielleicht gar älter iſt, in 
den Feſtungsrayon gezogen wird, ſo na die Sache doch anders. Das Dorf 
Krakau beſteht faſt durchgängig aus maſſiven Häuſern, und hat auch eine maſ⸗ 
five Kirche. Nun geht man jo weit, von den Beſitzern derartiger Häufer, wenn 
ſie neubauen oder unaufſchiebbare Reparaturen vornehmen, Reverſe zu verlan⸗ 
gen, die ſich auf deren ganzen Beſitzſtand erſtrecken. Das Regulativ iſt von 
1828. Heute ſchreiben wir 1859; es konnte daher auf den großen Aufſchwung, 
den Handel und Gewerbe ſeit 1828 genommen, nicht Rückſicht nehmen, noch 
auch auf die Seidel der Separation, die oft Aenderungen mit Nothwendigkeit 
1 Deß alb bedarf es einer Abänderung. 

g. 
ſtändniß des Geſetzes. Demungeachtet bin ich für den Komm.⸗Antrag, da der 
Zweck deſſelben Reviſion des Regulativs iſt. er gegenwärtige Rechtszuſtand, 
wie er auch vom höchſten Gerichtshof aufgefaßt wird, daß bei Anlegung neuer 
Feſtungen die Grundbeſitzer ſich dem ohne Entſchädigung — müſſen, 
widerſtrebe allen Rechtsgrundſätzen. 

Abg. Rohden für den Komm. ⸗Antrag. Er faſſe den Entſcheid des höchſten 
Gerichtshofes anders auf als der Vorredner. Es fehle nur an einem Geſetze 
für Regulirung der Entſchädigungsanſprüche; ſonſt würde eine ſolche wohl von 
den Gerichten gewährt werden. Der Redner bedankt ſich bei dem Kriegsmini⸗ 
ſter, daß derſelbe jetzt in einer andern Weiſe geantwortet als ſein Vorgänger. 
Fane ſei das Recht des Staates als ein ſouveränes aufgefaßt worden; heute 

erückſichtige man dabei doch auch das Recht des Privateigenthums. g 

Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski iſt anderer Anſicht als die Vorredner. So 
ſehr auch den Petenten Billigkeit zur Seite ſtehe, ſo könnten deren Anſprüche 
doch ſchon aus finanziellen Gründen keine Berückſichtigung finden. Um bei 
den kaum keine Hoffnungen zu erregen, die doch nicht realifirt werden könn⸗ 
ten, ſtimme er für die Tagesordnung. 

Abg. Naumann (Poſen): Niemand iſt dem Rechte des Staates, Feſtun⸗ 
gen uneingeſchränkt anzulegen, entgegen; dennoch kann ich die Anſichten, die 
von jener Seite zur Sprache gekommen, nicht theilen. Ich kann mich auf 
Autoritäten berufen, nach denen das Regulativ von 1828 viel zu weit geht. 
Wenn geſagt wird, daß, wo ein wohlbegründetes Recht Jemanden entzogen 
wird, es für den Staat zu koſtſpielig ſei, dieſes Recht zu entſchädigen, ſo wird 
dadurch dem Staate ein ſolches Testimonium paupertatis ausgeſtellt. (Sehr 
gut! Rechts, beſonders vom Abg. Simſon ſehr betont), daß ich mich aufs ent⸗ 
ſchiedenſte dagegen erklären muß. Meines Erachtens kommen im vorliegenden 
Falle ſowohl die Grundſätze des Allg. Landrechts als der Verfaſſung zur An⸗ 
wendung, nach denen kein Eigenthum ohne Entſchädigung aufgehoben werden 
ſoll. (Bravo Rechts.) 

Abg. v. Unruh⸗Bomſt gegen den Kommiſſionsantrag, da die Abänderung 
des Regulativs jetzt nicht an der Zeit ſei, auch die Petenten etwas Unmög⸗ 
liches forderten, wenn ſie beantragten, daß die ihnen im fortificatoriſchen In⸗ 
tereſſe auferlegten Beſchränkungen aufgehoben werden ſollen. 

Der Juſtizminiſter: Ich will nur einen Geſichtspunkt der Frage her⸗ 
vorheben. Wenn im fortifikatoriſchen Intereſſe Privateigenthum entzogen wird, 
ſo wird dafür Entſchädigung gewährt. Dieſes iſt auch durch Geſetze feſtgeſtellt. 
Das Ravon⸗Regulativ von 1828 handelt aber davon nicht; es führt nur früs 
here geſetzliche Beſtimmungen aus. Die Beſchränkungen, die das Rayon⸗Regu⸗ 
lativ einführt, ſind Ausfluß der Landeshoheit. Das iſt von weſentlichem Ein⸗ 
fluß für die Entſchädigungsfrage. Wenn die Staatsregierung dem Eigenthum 
Beſchränkungen im Intereſſe des öffentlichen Wohles auferlegt, ſo muß dafür 
Entſchädigung gewährt werden. Dagegen wird, wenn dem Eigenthum im In⸗ 
tereſſe des Staatshoheitsrechts, des ſog. jus eminens des Staates, Beſchrän⸗ 
kungen auferlegt werden, nach der Anſicht aller Staatsrechtslehrer keine Ent⸗ 
ſchädigung gewährt. Auf dieſen Grundſätzen des ſog. jus eminens beruht auch 
das Rayon⸗Regulativ. Nach denſelben wird ein Konſens nur demjenigen er⸗ 
theilt, der ſich der Beſchränkung unterwirft. Sollte die Petition Berückſichti⸗ 
gung finden, ſo wäre es doch nothwendig, die Geſichtspunkte hervorzuheben, nach 
denen die Entſchädigung bemeſſen werden ſollte. Mir ſcheinen der Auffindung 
ſolcher Grundſätze die erheblichſten Schwierigkeiten entgegen zu ſtehen. 

Abg. Simſon: Ich bedaure, durch den Herrn Juſtizminiſter und die Mit⸗ 
glieder mir gegenüber nicht eng zu fein. Das Mitglied mir gegenüber 
(von Roſenberg) wägt die Billigkeit des Anſpruches der Petenten und die ihnen 
zu gewährende ee egen einander ab. Er findet bei der Entſchädi⸗ 
gung Schwierigkeiten und aß bei dieſem Konflikte die Billigkeit zurücktreten. 
Ich muß mich aber im höchſten Grade verwundert erklären, von einem Juri⸗ 
ſten, und wenn ich nicht irre, einem Richter, ſolche Grundſätze zu vernehmen. 
Nicht aus Billigkeit, ſondern nach Rechtsgrundſätzen muß in derartigen Fällen 
wie der vorliegende, eine Entſchädigung gewährt werden. Wenn da ſchon das 
Gebiet der Billigkeit beginnt, dann dürfte das Rechtsgebiet wohl bald gänzlich 
von der Erde verſchwunden ſein. Die Ausführungen des Herrn Juſtizminiſters 
haben den Geſichtspunkt gänzlich verſchoben. Niemand hat dem Landesherrn 
das Recht abgeſprochen, nach ſeinem Ermeſſen Feſtungen anzulegen. a. Net 
iſt aber, ob, wenn der Landesherr, wie es ſein Recht erlaubt und ſeine Pflicht 
gebietet, einen Feſtungsbau vornimmt, der Unterthan, der davon betroffen, ſich 
mit patriotiſcher Selbſtbefriedigung, mit dem Gefühl: „Du biſt ſo glücklich ge⸗ 
weſen, zum Beſten des Staates dein Eigenthum zu verlieren“, begnügen ſoll. 
Der Herr Miniſter unterſcheidet vollkommen richtig zwiſchen Entziehung und 
Belaſtung des Eigenthums. Aber m. H., ich frage Sie, wie weit ſind dieſe 
oft auseinander? In meiner nächſten Nachbars aft ſind einige Grundſtücke 
durch Mangel des Konſenſes der Militärbehörden gänzlich entwerthet. 

Ein Grundbeſitzer hat z. B. dort ein Grundſtück von 300 Morgen, das 
nicht bebaut werden kann, und wenn es nicht ganz wertblos werden fol nur 
noch unter bedeutender Verringerung ſeines Werthes mit einem anderen Grund⸗ 
ſtücke zuſammen benutzt werden kann. Wo iſt da noch der Unterſchied zwiſchen 
Belaſtung und Entziehung des Eigenthums? Man hat ſich von Seiten des 
Herrn Juſtizminiſters auf das jus eminens berufen. Wo hat aber das Expro⸗ 
priationsrecht ſeine Quelle? Es wäre daher ganz konſequent, auch bei fiskali⸗ 
ſchen Expropriationen die Entſchädigung dars das jus eminens für ausge⸗ 
ſchloſſen zu erklären. Was das Regulativ ſpeziell anbetrifft, jo ſpricht daſſelbe 
allerdings keine Entſchädigung aus. Aber ebenſo wenig wird durch daſſelbe 
eine Entſchädigung ausgeſchloſſen, wenn auch allerdings kein Gerichtshof eine 
Entſchädigung auf Grund des Regulativs ausſprechen kann. Das verlangen 
wir aber eben, daß ein ſpezielles Geſetz erlaſſen werde, wonach die Gerichte 
auf eine Entſchädigung zu erkennen vermögen. Der Redner ſchlägt einen Ent⸗ 
ſchädigungsmodus vor, ohne für denſelben gerade einſtehen zu wollen, und 
ſchließt mit den Worten: Die Modalitäten der Entſchädigung werden ſich — 
den, wenn wir uns auf den ſittlichen und rechtlichen Boden ſtellen. (Lebhaftes 
Bravo rechts) 

Der Finanzminiſter: Wenn Grundſtücke ſeit Jahrhunderten den Be⸗ 
ſchränkungen des Feſtungsrayons unterworfen geweſen, jo iſt lein Grund vor⸗ 
handen, gerade den gegenwärtigen Beſitzer zu entſchädigen. — — verſteht 
es ſich von ſelbſt, daß die Grundſtücke, die zu einer neuen Feſtung ezogen 
werden, eine Entſchädigung beanſpruchen können. Das Dorf Krakau 0 ſo 
weit ihm bekannt, ſeit 1814, wahrſcheinlich aber ſeit Jahrhunderten ähnlichen 
Beſchränkungen unterworfen geweſen. Der Miniſter stellt anheim, die Petition 
in beſchränkter Weiſe, unter Ausſchluß Bene: Fälle, in denen Grundſtücke 
ſeit Jahrzehnten und Jahrhunderten fortifikatoriſchen Beſchränkungen unterwor 
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ſen geweſen, der Staatsregierung zu überweiſen. Anderenfalls würde das Haus 
durch ſeinen Beſchluß falſchen, unerfüllbaren Hoffnungen Nahrung geben. 
Abg. Reichenſperger (Geldern): Das Eigenthum iſt kein abſolutes Recht. 
Es iſt nur das Recht, eine Sache innerhalb der Grenzen des Geſetzes frei zu 
gebrauchen. Das Geſetz iſt nicht die Quelle des Rechts, ſondern ſeine Norm. 
Das allerſtärkſte Recht iſt das Recht des Staates, daß er verlangen darf, ihn 
zu vertheidigen. Sowie es Pflicht iſt, Leib und Leben zu opfern, ſo kann auch 
der Staat verlangen, daß ihm das Eigenthum geopfert werde. Die Grundſätze, 
welche der Abgeordnete Simſon vertheidigt, weichen wenig von den Grundſätzen 
der früheren Rechten ab. Auch dieſe verlangte für viele im öffentlichen Inter⸗ 
ereſſe aufgehobenen oder aufzuhebenden Rechte, z. B. die Grundſteuer, Entſchädigung. 
Das Wort „Expropriation“ kann nicht auf die Auflegung von Servituten aus⸗ 
gedehnt werden. Am Rhein iſt der Leinpfad — das Recht des Staates, zu 
verlangen, daß mehrere Fuß Land vom Ufer zum Ziehen der Schiffe abgetreten 
1 9 viel ältere und drückendere Servitut, und Niemand verlangt Ent⸗ 
igung. 

Graf Schwerin übernimmt wieder den Vorſitz. 

Abg. v. Bonin (Genthin) ſucht aus den Worten des Regulativs nachzu⸗ 
weiſen, daß bei deſſen Abfaſſung die vom Juſtizminiſter vertretenen Anſichten 
nicht maßgebend geweſen. Trete man der Anſicht des Juſtizminiſters bei, fo 
ſei der Revers ja überflüſſig, da erſt durch dieſen die Entſchädigungspflicht aus⸗ 
geſchloſſen werde. 

Der Juſtizminiſter: Der Revers wird nur ausgeſtellt, um keinen Zwei⸗ 
fel über die Belaſtung des Grundstückes aufkommen zu laſſen und damit die 
Belaſtung zur Kenntnißnahme ſämmtlicher Intereſſenten ins Hypothekenbuch 
eingetragen werde. 

Abg. Simſon. Für den Leinpfad, den der Abg. Reichensperger angeführt, 
iebt es ein poſitives Geſetz; für die Aufgabe des Eigenthumsrechtes, oder der⸗ 
elben gleichkommende Beſchränkungen fehlt es an einem ſolchen Geſetze. Sol⸗ 
ches Geſetz mag auch für den Leinpfad wünſchenswerth ſein. So lange nach 
Art. 9 der Verfaſſung das Eigenthum nur gegen Entſchädigung beſchränkt 

werden kann, werde ich bei meiner Anſicht verharren. — Abg. v. Vincke 
(Olbendorf) für den Commiſſions⸗Antrag, das Regutlativ ſei in einer Zeit ent⸗ 
ſtanden, wo das Geſetz von 1820 die Beſchaffung von Geldmitteln zu derartigen 
wecken ſehr erſchwerte, und der Staat überhaupt unter einem finanziellen 
drucke ſich befand. Jetzt bei der veränderten Finanzlage und nach Emana⸗ 
tion der Verfaſſung ſei die Sachlage eine andere. 

Berichterſtatter Abg. Herrmann: Die Commiſſion wolle die Petition der 
Staate regierung deshalb überweiſen, um ſie von den großen Härten des Rayons⸗ 
Regulativs zu überzeugen. Die Commiſſion ſei für dieſe Ueberweiſung auch 
darum, weil ſie von den jetzigen Miniſtern eine andere Auffaſſung der Sache, 
als von den früheren erwarte. Daß ſie ſich darin nicht getäuſcht, beweiſen die 
Erklärungen des Finanzminiſters und Kriegsminiſters. Der Redner beruft ſich 
zur Begründung der Anſicht der Commiſſion auch noch auf die Autorität des 
früheren Abg. v. Gerlach. Bei der Abſtimmung wird die Tagesordnung mit 
großer Mehrheit abgelehnt (dafür die linke Seite des Hauſes, die Miniſter, 
einige Mitglieder des Centrums). Der Commiſſions⸗Antrag wird mit gleicher 
Majorität, indem für ihn faſt ſämmtliche Mitglieder der rechten Seite des Hauſes 
und die Majorität des Centrums ſtimmen, angenommen. g 

Bei der ebenfalls bereits erwähnten Beſchwerde des Anton von Poleski zu 
Poſen gegen den Handelsminiſter v. d. Heydt — der Miniſter ſoll das Geſetz 
vom 3. November 1838, durch welches die Verhältniſſe zwiſchen den Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaften und dem Staate geordnet und feſtgeſtellt ſeien, und welches die 
Natur eines beide Theile bindenden Vertrages habe, in Folge Mißbrauchs ſeiner 
Amtsgewalt, als Ober⸗Aufſichts⸗Behörde, verletzt und dadurch die Aktionäre in 
das größte Unglück geſtürzt haben — beantragt die Kommiſſion Uebergang zur 
Tagesordnung.“ 5 

Abg. Mathis will nicht gegen den Kommiſſions⸗Antrag, ſondern nur gegen 
das eine Motiv deſſelben, daß der Inſtanzenzug nicht inne gehalten ſei, ſich er⸗ 
klären. Die Beſchwerde ſei gegen einen Miniſter gerichtet, und in einem ſolchen 
Falle gebe es keinen Inſtanzenzug. Es ſcheine bedenklich, daß das Haus einen 
ſolchen Grund zu dem ſeinigen machen ſolle. Er werde für die Tagesordnung 
ee nur, weil es an einer ſubſtanciirten Begründung der Be: 

werde fehle. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Die Beſchwerde ſei gegen die geſammte Amts⸗ 
führung eines Miniſters gerichtet, und da gebe es denn doch eine Inſtanz, 
nämlich Se. königl. Hoheit den Prinz⸗Regenten; von dieſem Geſichtspunkte aus 
habe die Kommiſſion den Grund age t. 

Abg. Mathis: Dieſer Grund ſei ſehr gefährlich, denn das Haus würde 
durch denſelben ſich als Richter über den Regenten ſtellen. \ 

Abg. v. Binde (Hagen): Eine ſolche Auslegung feiner Worte ſei jo ab: 
norm, daß er keinen Ausdruck finde, der ſtark genug wäre, ſich dagegen zu ver⸗ 
wahren. Der Prinz⸗Regent, der ſeine Miniſter wähle und entlaſſe, ſei in die⸗ 
ſem Falle die einzige an, die zu entſcheiden habe, und bitte er um Verzei⸗ 
hung, wenn er in dieſem Falle einen unparlamentariſchen Ausdruck gebrauche 
und ſage: Herr Mathis habe Unſinn geſprochen. 0 > F 

Präſident: Der vom Vorredner gebrauchte Ausdruck ſei allerdings ein 
unparlamentariſcher. : 

Abg. Mathis proteftirt nochmals gegen die Bemerkung des Abg. v. Vinde, 
worauf dieſer erwidert, daß die Lage der Dinge eine andere ſein würde, wenn 
ein Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetz exiſtirte; ſo lange dies nicht der Fall, ſei 
35 einzige Weg, den der Petent einzuſchlagen gehabt, die Beſchwerde an den 

egenten. 

Präſident: Es ſei nicht nöthig und nicht wünſchenswerth, dieſe Diskuſ⸗ 
ſion noch weiter fortzuführen. — Das Haus genehmigt die Tagesordnung mit 
großer Majorität. 5 

Ueber die Petitionen des Hofjägers Schrödter, der ſeparirten v. Köppern, 
geb. Blank, und des frühern Kaufmanns Girndt zu Langenbielau, die lediglich 
perſönliche Angelegenheiten betreffen, geht das Haus ohne Diskuſſion nach dem 
Antrage der Kommiſſion zur Tagesordnung über. 

Es folgt die Petition des Klemptnermeiſters Carl Schulze und Gen., betr. 
die Wiederherſtellung der Bordelle in Berlin. 

Abg. v. Bentkowski erſucht den Präſidenten, bis zur Erledigung dieſer 
Petition aus Rückſicht für die auf den Tribünen anweſenden Damen die Oeſ⸗ 

fentlichkeit auszuſchließen. 

Präſident: Für den Fall einer Diskuſſion würde der Ref. Dr. Veit 
einen ſolchen Antrag ſtellen; er wolle nur abwarten, ob Jemand das Wort 
verlange. Da dies nicht geſchieht, ſo wird ohne Debatte der Antrag auf Ta⸗ 
gesordnung angenommen. 

Abg. v. Bentkowski konſtatirt nachträglich zur Rechtfertigung ſeines Vor: 
ſchlages, daß eine ähnliche Petition vor zwei Jahren eine dreiviertelſtündige De⸗ 
batte hervorgerufen habe. ; 

Die letzte Petition ift die Beſchwerde des ehemaligen Lehrers Wander ge⸗ 
gen den Abg. v. Grävenitz (Hirſchberg). Hr. v. Grävenitz hatte in der Sitzung 
des Hauſes der Abgeordneten vom 8. Februar 1856 den Lehrer Wander einen 
Mann genannt, „der ſeit Jahren unſägliches Unheil über das hirſchberger Thal 
gebracht habe, als Empörer beſtraft, noch jetzt als Aufwiegler und Aufrührer 
allgemein bekannt ſei, der durch das Gift ſeiner Verführung die Schuld trage, 
daß mancher Familienvater ins Gefängniß kam, und der ſich ſeiner königsfeind⸗ 
lichen Geſinnung ſtets offen gerühmt habe.“ Wander, der in dieſen Aeußerun⸗ 
gen Verleumdungen ſah, hat bis jetzt vergebens auf dem Rechtswege Genug⸗ 
thuung geſucht; auch war eine Beſchwerde an das Abgeordneten⸗Haus ohne Er⸗ 
folg. In einer neuen Petition trägt er nun darauf an: das Haus möge die 
freie Meinungsäußerung der Abgeordneten nicht bis zu ſträflichen Angriffen 
auf die Ehre von Privatperſonen ausgedehnt erachten, event. darüber befinden, 
ob ein ſolches Mitglied noch ferner der Landesvertretung angehören könne. — 
Die Kommiſſion ſchlägt den Uebergang zur Tagesordnung vor. 

Abg. Dieſterweg: Wander ſolle unſägliches Unheil über das hirſchberger 
Thal gebracht baben! Es frage ih, ob als Menſch und Bürger oder als 
Lehrer? Er (Redner) glaube, daß vorzugsweiſe die pädagogiſche Richtung 
Wanders den Vorwand zu dieſer Anklage gegeben habe. Wander jei einer von 
den Lehrern, die auf das Entwickeln des Kindes den Hauptnachdruck legen, 
denen es auf individuelle, menſchlich freie Entwicklung ankomme, und das gehe 
natürlich auf eine liberale Erziehung hinaus, die den Abſolutiſten nicht gefalle. 
— Ein „Empörer“ wurde W. genannt, und weshalb? Weil er wegen Preß⸗ 

vergehens beſtraft worden ſei. Nun, das ſei ein Unglück, welches er mit 
manchem theile, z. B. mit dem „Altmeiſter in Bonn“ (lebhafte Zuſtimmung 
rechts). Wenn W. wirklich ſolche Verbrechen begangen habe, wie ſie ihm Hr. 
v. Grävenſt zur Laſt lege, dann ſei es doch in der That Unrecht, daß der Hr. 
Landrath ibn nicht den ordentlichen Gerichten überliefert hätte! (Sehr wahr! 
rechts.) Königsfeindlicher Geſinnungen ſolle W. ſich gerühmt haben? Seit 
29 Jahren kenne er W., habe ihn in dieſer Zeit oft geſehen und in ſtetem 
Briefwechſel mit ihm geſtanden, und aus dieſer langen Bekanntſchaft könne er 
die heilige Verſicherung geben, daß er nie ein Wort von ihm gehört, welches 
dieſe Anklage nur im Geringſten begründen könne; wohl aber habe W. ſich 
über Polizei und Regierungsmaßregeln beſchwert, ſehr häufig tadelnd geäußert 
(große Heiterkeit und Zuftimmung), Der Redner berührt die durch Petitio⸗ 
nen und Zeitungsnachrichten hinlänglich bekannten Beſchränkungen Wander's 
in Bezug auf feinen Aufenthalt in Löwenberg, auf das an ihn ergan⸗ 
gene Verbot, ſich Lehrer zu nennen — „als ob das ein Titel wäre!“ 


Redakteur und Verleger: C. Zäſchmar in Breslau. 
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(Heiterkeit) — und führt zum Beweis für die in jener Gegend Schle⸗ 
ſiens herrſchende Geſinnung folgende Thatſache an: Bei den allgemei⸗ 
nen Wahlen von 1855 habe man in Hirſchberg die Gegner des damaligen 
Regierungskandidaten ebenfalls als „Königsfeinde“ bezeichnet, und „wer war 
der damalige Gegner des Herrn v. Grävenitz? Niemand anders als der gegen⸗ 
wärtige Unterrichts: und Cultusminiſter!“ (Lang anhaltende Heiterkeit.) W. ſei 
unter dem en Eichhorn mißliebig geworden, will andern Leuten auch 
paſſirt ſein as endes Gelächter); man habe ihn (W.) verfolgt, weil man aus 
ſeinen Schriften zu erkennen glaubte, daß er weder kirchlich noch politiſch recht⸗ 
gläubig ſei. (Der Präſident unterbricht ihn mit der Aufforderung, ſich an die 
vorliegende Petition zu halten, da es hier keinesweges auf eine Charakteriſirung 
WS ankomme). Wenn — fährt der Redner fort — das einem einzelnen 
Staatsbürger angethane Unrecht nicht von jedem ſo gefühlt werde, als wenn 
es ihm ſelber widerfahre, dann könne von einer Rechtsſicherheit keine Rede ſein 
(Bravo rechts!); dann müſſe man ſagen, daß die Nation depravirt werde (Un⸗ 
terbrechung links); Pflicht des Abgeordnetenhauſes ſei, daß ihm die Ehre jedes 
Mitbürgers heilig ſein müſſe (lebhaftes Bravo rechts). 

Abg. von Mallinkrodt: Heute ſei Wander in gleicher Weiſe mit Lob über⸗ 
ſchüttet, wie in früheren Jahren mit Tadel; er laſſe dahin geſtellt, auf welcher 
Seite die richtigere Anſicht ſei, müſſe aber bekennen, daß er durch den eben ger 
hörten Vortrag nicht von dem gänzlichen Ungrunde aller früheren nachtheiligen 
Urtheile überzeugt ſei. Deshalb wolle er auch den „Altmeiſter am Rhein“ vor 
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er Umſatz war auch heute wieder von durchaus keiner Bedeutung, und 
nur Genfer, beſonders aber Oeſterr. Credit⸗Aktien, wurden anſehnlich höher be⸗ 
zahlt. — Eine Kleinigkeit Minerva iſt a 49% bezahlt worden. — Ein grö- 
ßerer Poſten Deſſauer Gas⸗Aktien war am Markt, doch wurde nur 88% dar⸗ 
auf geboten, wozu nicht erlaſſen werden ſollte. — Für Neuſtädter Hütten⸗Aktien 
fehlte es a 55% an Käufern. 


Berliner Börse vom 9. Februar 1859. 
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tär v. Katte die Erlaubniß zur Anlegung des von des Kaiſers der Legaten r „u. 17 10 ba Starg.-Posener .| 54% 37/85 % B. 
Franzoſen Majeſtät ihm verliehenen Ritterkreuzes des Ordens der Geldkrone . 0. 68. A aer. f. m 
Ehren⸗Legion, ſo wie dem königlich däniſchen Konſul in Stettin, Kauf⸗ Ausländische Fonds. ey BEE RE 55 100% 5 
mann L. Fretzdorff, zur Anlegung des von des Königs von Däne | Oosterr. Metall. a 2 d 0. dito III. Em. — 4% 100 % ba. 
ee ihm verliehenen Ritterkreuzes des Dannebrog⸗Ordens 1 2 6 Net-Anleihe 1 16605 76% br. Wibeime Balm. Fe. 
zu ertheilen. en nleihe. 110 6. dito Prior. — 4 
ö dito 8. Anleihe. 5 104 @. e 
Bei der heute fortgeſetzten Ziehung der 2ten Klaſſe 119ter königl. . e ein en n 485 ½ be. u. G. ge Prior St] m 4 85 0. 
Klaſſen⸗Lotterie fiel der Hauptgewinn von 10,000 Thlr. auf Nr. | om . 4 50 be u 0. — AB 1 = BI Be 
47,804; 1 Gewinn von 4000 Thlr. auf Nr. 80,322; 2 Gewinne e 00 f 25 8 
zu 2000 Thlr. fielen auf Nr. 25 und 68,751; 3 Gewinne zu 600] 4e 4 200 El. 22½ d. Preuss. und ausl. Bank-Aetler. 
Thlr. auf Nr. 6992. 13,387 und 88,605; 1 Gewinn von 200 Thlr. Hagen 38 Pl. . 1% B. d u. B 1 
ſiel auf Nr. 59,994; und 5 Gewinne zu 100 Thlr. fielen auf e — || Berl, K.-Verein 5, 4012 B. 1 G. 
Nr. 19,287, 22,622. 74,305. 85,049 und 86,342. a ra BerlWeöret c. . 44 ede ess. 
Poſen, 9. Februar. [Der Oberſt v. Montowt,] Komman⸗ e pn 2 e Braunschw.Bnk.| 6% 4 [103% 6. 
‚ i ö Aach.-Düsseld. | 3½ 3½ 79% B. Bremer „ i490 B. 
deur des 10. Infanterie⸗Regiments iſt geſtern am Nervenſchlage plöß: Neat Ned I Ina un I 0 i 148. 6. 
5 mst.-Rotterd. . 8 7 -B. * 1D. 
lich geſtorben. . i (Pol. 3.) berg. Märkische 3% 4 75% be. Dermat aber) 817 876 87 {a 
Cottbus, 6. Februar. Die Abgeordneten des hieſigen Wahl-] dito Prior . — | 5 11024, G dito Berechtg.) — | — |— — — 

5 dito II. Em. . — | 5 102½ G. Dess. Greditb. A. — 4 46 bz. 1D. 
kreiſes, Hartmann und Genoſſen, haben bekanntlich dem Abgeordneten-] dito III. Em. — 3% Dise-Um.-Anth. | 5 4 100 4 100% bz, 
hauſe einen Antrag wegen Conceſſionirung der Eiſenbahn Guben: | g Pere . 1 (4, 8 Sete Baer 461% . 5. 
Cottbus⸗Röderau übergeben. Dieſelben haben der hieſigen Handels- 1 9 44 . HasıbNrd.Bank 38 | 4 |83 ba, u. 6. 
kammer Mittheilung über den Erfolg einer Unterredung mit dem Herrn] dito IL Em. — 141. — Hannov. 1 18 4 When. 1b. 
Handelsminiſter über denſelben Gegenſtand gemacht, aus welcher herz | ere e 4 00 K be e 
vorgeht, daß die mit dem Herrn Miniſter gehaltene Rückſprache augen: dito Lit. 5. — 1 5 B. Magd, Priv.-B. 13,14 24 Bi 
blicklich ein beſtimmtes günſtiges Reſultat zwar nicht geliefert hat, daß! Berlin- Steuer Ta 4 1046 6. B. Mineres-Bgw. A.“ — 9 406 . 

1 R Ben 8 r 5 i jo... — 4½ — Sr, II. 84 bz. Oesterr Crdth A. | 

die Theilnahme des Miniſters für die beſprochene Frage aber unver: | „dito rgb. 5 N 5 4 % et Ab 

kennbar war. dito neueste | — 4 Preuss. B.-Anth. 845/41 1381, B. u 
Köln-Mindener .| 9 3% 135 bz Preuss. Hand.-G. 0 4 —.— — 

ee | dito Prior... .| — [412101 6. Sebl. Bank- Ver.] 51 4 81 B 

Berlin, 9. Februar. Die Börſe hatte heute über die Anſichten des Kai⸗ sl an Em. | 6.1024 B Thüringer Bank 10 171 8. 

ſers der Franzoſen eine dem Weltfrieden günstigere Auffaſſung erlangt. Die e ll. mul — 4 88 5 en DONE BALD NE ala 

een . ag anal 1 die aus N en dite IV; ‚Em. — 14 [85% bz. 

Aeußerungen des dem Oberhaupte der Regierung nahe ſtehenden Grafen Morny | Düsseid.-Elbert.| — | 4 — — — Weohsel- E 

wurden um ſo mehr als ein authentiſcher Kommentar der Eröffnungsrede des e Pee 5 111911484 149%4ba. i „ 

Kaiſers betrachtet, als man in dem Grafen Morny nicht bloß genaue Kennt: | Ludw-Bexbach. 10 4 |145 ba, er 

niß der Abſichten des Kaiſers vermuthet, ſondern auch feinen finanziellen Be⸗ 5 Baberek 18 | 4.152 B Hamburg k. S. 118 G. 

ziehungen ein Gewicht beilegt, auf welche die Börſen zu achten haben. Dieſe Race Pace . 8 4 9 10 e 2 M. 15 16, ba. 

Stimmung war in Folge dieſer Erwägungen ſehr günſtig, der Verkehr lebhaft, dito dito 0 | 5 8 e EN 17 

das Geſchäſt zwar nicht ſo ausgedehnt, wie geſtern, die Courſe dagegen in al⸗ Mecklenburger . 2 |4 50, % 4 1 b. Wien ter Wik 3 l. 86 , be. 

len die Spekulation näher intereſſirenden Effekten weſentlich höher. Die Neisse eiegep: 33 1 4 Fi. Eike. aa K, pa. 

Coursbeſſerungen erſtreckten ſich nicht bloß auf die öſterreichiſchen Papiere, Neuer- Weiss. — %% — — Wen N 

ſondern auch auf eine Anzahl anderer Effekten, ſo namentlich auf Darmſtädter We e „ ü „% 1.000% 6. 

Kreditaktien. Eben jo waren die leichteren Eiſenbahndeviſen in beſter Frage, . r. Se. . — | ade prankfürt g. U. 4 J 60 28 ba. 

und von den ſchweren Aktien waren wenigſtens einzelne mehr begehrt, und ger| 4, Pr. Scr V. — ( —— — Bremen. a. 77 W. th ar 


der näher führt. Disconten zu 3% waren geſucht. 

Gen die Oeſterreichiſchen Effekten fehlte zwar von Wien aus eine Anregung, 
da Courſe nicht gemeldet wurden, gleichwohl eröffneten Kreditaktien 24 % hoͤ⸗ 
her mit 103%, wichen auf 102%, hoben ſich aber gegen Ende der Börſe auf 
10376. Dieſe raſche Courserhebung am Schluſſe rief jedoch eine mäßige Reak⸗ 
tion hervor, die schließlich Siegerin blieb, man ſchloß mit 103%. Vorprämien 


geſchäft 97/—109. Darmſtädter waren feſter und ſteigend, ſie ſchließen 4 % 
höher (37%). Diskonto⸗Commanditantheile waren zum geſtrigen Schlußcourſe 
(100) meiſtens ohne Abgeber, man bewilligte in einigen Fällen 100%. Def: 


ſchloſſen 56%. Für Meininger wurde 44 % mehr (7844) geboten, Norddeut⸗ 
ſche bedangen 1% mehr (83), Die Börſe läßt ſich durch die Aufſtellungen 
der Verwaltung irre leiten. Angeboten und zwar 4 % unter dem geſtrigen 
Geldcourſe zu 81% waren Schleſiſche Bankantheile. 

Preußiſche Bank⸗Antheile waren zum geſtrigen Courſe (138%) eher zu 


haben, doch hielten Abgeber meiſt auf 138%. Sonſt haben wir nur einen bez. u. Gld., 20 Th 
und eine Br., 
21% 


Auf dem Eiſenaktienʒ⸗Markt traten Oeſterreichiſche Staatsbahnaktien durch] loco 
geſtern mit flau eröffnend, ſchließen etwas feſter. 


kleinen Umſatz in Hannoverſchen Bankaktien, 74 hoher m 95%, 
weitere Coursherabſetzung der Pommerſchen um 1% auf 95 hervorzuheben. 
Umſatz war in keiner Notenbank⸗Deviſe. 

größere Belebtheit hervor. Sie ſchließen 2% Thaler höher als 
149%, um die Mitte der Börſe waren fie auf 148% gewichen. Die Regſam⸗ 
keit der Spekulation in den leichten Aktien hob deren Courſe zum Theil anſehn⸗ 
lich: Nordbahn um 1% % auf 58, Mecklenburger waren J 4 höher zu 50% 
nicht immer zu haben; mit 50% dagegen fehlten Abgeber nicht. Wittenberger 


ſtiegen um 4 % auf 41%. Maſtrichter wurden gleichfalls etwas beſſer mit körnern ſtilles Geſchäft, 
304%, bezahlt. Koſeler hielten ſich über 3% hoher (51) doch 1 ö 
Flauer waren heute Rhein⸗Nahebahn und Tarnowitzer, letztere % 


45% angeboten. Von den ſchweren Aktien waren Potsdamer (Y % hoher zu 
125%) und Anhalter zu den letzten Courſen feſt, Oberſchleſſche 50h ige 


145, die Gründe dieſer Steigerung finden ſich in unſerem geſtrigen 
Bericht. Cöln⸗Mindener hoben ſich 8 % auf 135, N ar 
eines hieſigen Börſenblattes um % und waren mit 7IY, nicht zu verkaufen. 
Es lann in der That an eine Dividende über 4% ne werden. 
Die übrigen Aktien waren eher flauer, jedenfalls ohne Geſchäft; Steele⸗Voh⸗ 
winkel wichen um % auf 6044, \ j 
Preuß. Fonds waren 1 feft, Prämienanleihe „ über geſtriger Schluß 
notiz zu 116% nicht zu haben. Von Pfandbrtefen mehrere um 7 erhoht, 
namentlich auch Weſtpreußen beider Emiſſionen, eben ſo faſt alle N 
mit Ausnahme der preußischen; ſchleſiſche felbft 4% höher (93%). 
(Bant. u. 9.8.) 


nduſtrie⸗Aktien⸗Bericht. Berlin, 9. Februar 1859, 
Feuer⸗Verſicherungen: Aachen Fiünchener 1400 Gl. incl. 5 Berliniſche 
Divid. Boruſſia — — incl. Divid. Colonia 995 Gl. 
Elberfeld. 165 Gl. incl. Div. Magdeburger 210 Br. incl. Div. 


wurden gemacht 106 oder 3 und 105 oder 3; wir notiren außerdem ein Stell: |: 


ſauer hielten ſich 4 % höher (46), Genfer, vorübergehend 4 % höher (57), A 


ohne Käufer. begehrter. — Oel⸗ und Kleeſaat 
% billiger mit —— 8% G. Par 


entenbriefe || 


Berlin, 9. Februar. Weizen loco 48—77 Thlr. — Roggen loco 

geſchäftslos, gas: 47 Thlr. bez. und Gld., 47% sh Br., beat Mrz 

46-464 —4 60 ale, bez. u. Gld., 46%; Thle, Br., April: Mai 4654 —46 Thlr. 

bez., Br. und Gld. Mais yuni 4640 % Thlr. bez. und Gld., 46% Thlr. Br., 

Juni⸗Juli 47% 47 Thlr. bez. und Gld., 47% Thlr. Br. 

afer Frühjahr 30% Thlr. bez, Mai⸗Juni 31 Thlr. bez. 

übol loco 15% Thlr. bez., Februar 15% Thlr. bez, 15% Thlr. Br., 

15%, Thlr. Gld., Februar⸗März 15 Thlr. bez. und Gld. 14½ Thlr. Br., März⸗ 

pril 15 Tölr. Br. 14%, Thlr. Gld., April: Mai 14% Thlr. bez., 14% Thlr. 

215 75 Be Gld., September »Oftober 14 — 13% Thlr. bez., 14 Thlr. Br. 

Thlr. Gld. 


Spiritus loco 19% Thlr. bez., mit Faß 19% Thlr. bez., Feb d 
br, Mär 19,19% hie, ber, 194 Al a, Ber Ae 
pril 19% Thle bez. und Gld, 19% Thlr. Br., April⸗Mai 20—19 / Thlr. 


lr. Br. Mal⸗Juni 20 — 20, Thlr. bez. u. Gld., 20% Thlr. 

uni⸗Juli 20% Thir. bez. und Gld., 21 Thlr. Br., Juli⸗Au⸗ it — 

hlr. bez., 21% Thlr. Br. 21% Thlr. Gld. ee 
Termine in flauer Holtung. — Rüböl 


Roggen loco ohne Geſchäft, 
behauptet, Termine ruhiger. — Spiritus loco unverändert, Termine 


— 


Breslau, 10. Februar. [Produkten markt.] In allen Getreide⸗ 
bei unveränderten Preiſen, nur guter Roggen etwas 


behauptet. — Spiritus ftill, loco 8%, Fe⸗ 
Weißer Weizen 85—95— 100-105 Sgr., gelber 75—85—90—92 ER 


dagegen mehr | Brenner: und neuer dgl. 3 „ Roggen : 
. 75770 und zu 120 nicht mehr zu verkaufen. Berbacher fliegen um 1% 63 Sgr. — Gerſt dgl. 38—45—50—54 Sgr. agen 54—57—60 
au 


e 48—52—54—56 neue 3 


r. 7 Sgr. — 
n Hafer 40—42.—44—46 Sgr. —33—36—40 5 
80 n ſich Freiburger waren mit | 75—80—85—90 a never Sor. Koderbjen 
87% gehn Rotterdamer wichen in Folge der kompromittirenden Empfehlung] Gewicht. 


Sgr., Futtererbſen 60—65—68—72 Sgr. nach Qualität und 


Winterraps 120 —124—127—130 Ser.; Winterrübſen 105—115—120 bis 
124 Sgr., Sommerrübſen 80880 5 Fir. nach Qualität u. Trockenheit 
Rothe Kleeſaat 14161719 Thlr., weiße 19—22—24—26 Thlr 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


1 


